Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/2936 


Mttndlidie Anfragen 


gemäß § 111 der Geschäftsordnung (Fragestunde) für die 
Sitzungen des Deutschen Bundestages 
am Mittwoch, dem 29. Mai 1968 
am Freitag, dem 31. Mai 1968 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


1. Abgeordneter Worin liegt nach Ansicht der Bundesregierung 
Moersch die „Manipulation in der Presse", deren Zu- 

nahme der stellvertretende Regierungsspre- 
cher Ahlers am 7. Mai 1968 in Frankfurt (Main) 
als eine Gefahr genannt hat? 


2. Abgeordneter Wann ist der Punkt erreicht, an dem sich die 
Moersch Bundesregierung nach den Worten des stell- 

vertretenden Regierungssprechers Conrad Ah- 
lers gezwungen sieht, mit Propaganda zu ant- 
worten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


3. Abgeordneter Hat die Bundesregierung, angeregt durch das 
Dröscher französische Beispiel, erwogen, eine Amnestie 

für strafrechtlich wegen der Osterunruhen Ver- 
folgte zu erlassen? 


Geschäftsbereich des Bundesschatzministers 

4. Abgeordneter Trifft es zu, daß in diesem Jahr die bewährte 
Weigl Kreditaktion für die Zonenrandgebiete zur 

Förderung der Instandsetzung und Moderni- 
sierung von Wohngebäuden aus Mitteln des 
ERP-Sonderprogramms nicht mehr fortgeführt 
werden soll? 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


5. Abgeordneter 

Prochazka 


In welcher Höhe hat das Auswärtige Amt die 
Durchführung der „Tschechischen Wochen" in 
Frankfurt bezuschußt? 
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6. Abgeordneter 

Prochazka 

Zu welchen Zwecken hat das Auswärtige Amt 
den Veranstaltern der „Tschechischen Wo- 
chen" in Frankfurt finanzielle Zuschüsse zur 
Verfügung gestellt? 


7. Abgeordneter 

Prochazka 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß auch bei 
einer Veranstaltung während der „Tschechi- 
schen Wochen" in Frankfurt wiederum ge- 
fordert wurde, daß die Bundesrepublik 
Deutschland die Vertreibung der Sudetendeut- 
schen als moralisch und politisch gerechtfer- 
tigt anerkennen soll? 


8. Abgeordneter 

Dr. Abelein 

Welche Bedeutung hat die Bibliothek des Bri- 
tischen Museums in London für die deutsche 
Wissenschaft? 

Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 

9. Abgeordneter 

Dr. Abelein 

Welche Möglichkeit einer Unterstützung die- 
ser in Frage 8 erwähnten Bibliothek sieht 
die Bundesregierung angesichts der Tatsache, 
daß über 10% der Benutzer deutsche Wissen- 
schaftler sind? 

Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 

10. Abgeordneter 

Dr. Marx 
(Kaiserslautem) 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tätig- 
keit des „Verbandes der Polen Eintracht in 
Deutschland", Zgoda, hinsichtlich der von der 
offiziellen polnischen Presseagentur PAP am 

7. Mai 1968 mitgeteilten Resolution, nach der 
sich Zgoda mit den Erklärungen Gomulkas zu 
den März-Ereignissen in Polen solidarisch be- 
kannte, westlichen Kreisen vorwarf, dem pol- 
nischen Volk antisemitische Tendenzen zu un- 
terstellen, um damit Naziverbrechen abzuwa- 
schen und angeblich „anti-polnische Aktionen 
der Zeitungen im Westen" angriff? 


11. Abgeordneter 
Mertes 

Welche außenpolitische Wirkung hat sich die 
Bundesregierung von der Erklärung ihres 
Sprechers in der Pressekonferenz am 22. Mai 
1968 erhofft, sie habe Informationen über eine- 
geplante Truppenverlegung in Stärke von 
10 000 bis 12 000 Soldaten des Warschauer 
Pakts in die CSSR? 



Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


12. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß bei einer 
vom Verband der Wissenschaftler an For- 
schungsinstituten im Jahre 1967 bei 2568 Wis- 
senschaftlern durchgeführten Umfrage sich er- 
gab, daß von 930 Wissenschaftlern aus der 
Großforschung und vergleichbarer Forschung 
nur zwei in den Genuß von vorweggenom- 
menen Steigerungsbeträgen gekommen sind 
und daß diese zwei die Vergünstigungen be- 
reits am 31. Dezember 1965, d. h. vor den 
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entsprechenden Beschlüssen des Kabinettsaus- 
schusses für wissenschaftliche Forschung, er- 
halten haben, daß nur vier der 930 befragten 
Wissenschaftler besondere, über den BAT lie- 
gende Verträge besitzen, daß also der Beschluß 
des Kabinettsausschusses nur auf dem Papier 
steht? 

13. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß in der 

Dr. Jahn Kernforschung 67 von 361 Leistungszulagen 

(Braunschweig) nach SR 2 0 bei Höhergruppierung infolge 

Veränderung der Tätigkeitsmerkmale gestri- 
chen wurden? 

14. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß ein Teil 

Dr. Jahn der Wissenschaftler an Forschungsanstalten 

(Braunschweig) wegen Stellenmangels noch unterhalb der für 

die Merkmale ihrer Tätigkeit vorgesehenen 
Tarifgruppe eingestuft sind, daß also nicht 
einmal die Möglichkeiten und Verpflichtungen 
des BAT voll ausgeschöpft sind, daß sich die 
Anstalten in einem arbeitsrechtlich bedenk- 
lichen Zustand befinden? 

15. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß Profes- 

Leukert sor Abendroth unter frenetischem Beifall der 

Notstandsgegner bei der Kundgebung in Bonn 
am 11. Mai 1968 — nach einem Bericht in der 
„Süddeutschen Zeitung" — wörtlich erklärt 
haben soll: „Mit der Macht der illegalen De- 
mokratie werden wir eines Tages die einzige 
Sprache sprechen, die Faschisten verstehen: 
nämlich die der physischen Gewalt, wenn sie 
anders nicht lernt."? 

Was hat die Bundesregierung bzw. die hessi- 
sche Staatsregierung gegen Professor Abend- 
roth unternommen, um solche staatsfeindliche 
Äußerungen, die zu staats- und verfassungs- 
feindlichen Handlungen auffordern, zu unter- 
binden? 

Ist Professor Abendroth bei dieser seiner an- 
scheinend staatsfeindlichen Gesinnung über- 
haupt geeignet, an einer Universität in der 
Bundesrepublik Deutschland Vorlesungen zu 
halten? 

Welche Konsequenzen beabsichtigt die Bun- 
desregierung aus den Feststellungen des Bun- 
desinnenministeriums (Drucksache V/2854) hin- 
sichtlich der Ausbildung der deutschen Ver- 
waltungsbeamten im höheren Dienst zu zie- 
hen? 

19. Abgeordneter Welche Meinung vertritt die Bundesregierung 
Josten bezüglich der Herabsetzung des Wahlalters 

von 21 Jahre auf 18 Jahre? 


18. Abgeordneter 

Schmitt- 

Vockenhausen 


17. Abgeordneter 

Leukert 


16. Abgeordneter 

Leukert 
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20. Abgeordneter 

Josten 


Wird die Bundesregierung eine Vorlage zur 
Änderung des Wahlalters dem Parlament un- 
terbreiten? 


21. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu, nach denen der 
Dr. Hudak griechische Exilpolitiker Andreas Papandreou 

unter den griechischen Gastarbeitern in der 
Bundesrepublik Deutschland eine Werbung 
für den Eintritt in seine „Befreiungsbrigade" 
eingeleitet hat? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


22. Abgeordneter 

Ertl 


23. Abgeordneter 

Ertl 


24. Abgeordneter 

Ertl 


25. Abgeordneter 

Baier 


26. Abgeordneter 

Baier 


27. Abgeordneter 

Opitz 


28. Abgeordneter 

Opitz 


Ist die Bundesregierung bereit, in einer ent- 
sprechenden Gesetzesvorlage die ersatzlose 
Streichung des § 77 des Bewertungsgesetzes 
zu beantragen? 

Ist die Bundesregierung bereit, die vom Bun- 
destag bei der Verabschiedung des Gesetzes 
zur Änderung des Bewertungsgesetzes vom 
13. August 1965 erhobene Forderung zu er- 
füllen, daß das Gesetz nicht zu einer automa- 
tischen Erhöhung des Gesamtsteueraufkom- 
mens führen darf, also alles zu tun, um eine 
Erhöhung der Grund- und Vermögensteuer zu 
verhindern? 

Welche Änderungen sieht die Novelle vor, die 
das Bundesfinanzministerium in Kürze zum 
Bewertungsgesetz vorlegen will? 

Treffen Pressemeldungen zu, wonach sich die 
Bundeszollverwaltung für die Abschaffung des 
Grenzschutzeinzeldienstes und die ausnahms- 
lose Übertragung der Passkontrolle an den 
Grenzübergängen an den Zoll einsetzt? 

Welche personellen und finanziellen Einspa- 
rungen würden durch eine Zusammenlegung 
des Passkontrolldienstes mit der Zollverwal- 
tung erzielt? 

In welchem Zusammenhang sieht die Bundes- 
regierung die Reisekostenpauschbeträge für 
den Bereich der privaten Wirtschaft mit den 
Reisekostenpauschbeträgen für den öffentli- 
chen Dienst, so daß sie über eine Erhöhung 
der ersteren erst dann befinden will, wenn die 
letzteren angehoben worden sind? 

Welche Verwaltungsvereinfachung verspricht 
sich die Bundesregierung davon, daß sie eine 
Erhöhung des Reisekostenpauschbetrags u. a. 
mit dem Hinweis auf den möglichen Einzel- 
nachweis der tatsächlichen Aufwendungen ab- 
lehnt? 
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29. Abgeordneter 
Kubitza 


Wann wird die Bundesregierung ihren Haus- 
haltsentwurf 1969 dem Bundesrat zuleiten? 


30. Abgeordneter Trifft es zu, daß das vom Bundesredmungshof 
Weigl erstellte Gutachten die geringen Aufstiegs- 

chancen der akademisch vorgebildeten Ange- 
stellten des öffentlichen Dienstes unberück- 
sichtigt läßt? 


31. Abgeordneter Liegt es nach Meinung der Bundesregierung im 
Dr, Wuermeling Sinne der steuerlichen Gerechtigkeit, daß der 
durch Kinderfreibeträge bewirkte Anteil an 
der gesamten durch Kinderfreibeträge und 
Ehegattensplitting herbeigeführte Steueraus- 
fali mit steigendem Einkommen sinkt, wäh- 
rend der durch Splitting bedingte Steuer au sf all 
entsprechend steigt? 


32. Abgeordneter Trifft es zu, daß der Splittingeffekt einem 
Dr. Wuermeling kleinen Kreis von Beziehern hoher Einkom- 
men, nämlich rund 350 000 Steuerpflichtigen 
eine Steuerersparnis von rtind 2 Milliarden 
DM bringt, w^rend rund 18 Millionen Ehe- 
paare durch das Splitting nur eine Ersparnis 
von 8 Milliarden DM erzielen können? 


33. Abgeordneter Welche Konsequenzen gedenkt die Bundesre- 
Dr. Wuermeling gierung alsbald aus den in den Fragen 31 und 
32 angesprochenen Tatbeständen zu ziehen? 


Gesdiäftsbereich des Bundesministers für Wirtsdiaft 


34. Abgeordneter 

Kühn 

(Hildesheim) 


Hält es die Bundesregierung für denkbar, daß 
die Unterzeichner der Kleinen Anfrage 

— Drucksache V/2785 — aus gewichtigen 
Gründen nach weitergehenden Maßnahmen 
fragen, weil ihnen offenbar Tatsachen bekannt 
geworden sind, die die in der Antwort 

— Drucksache V/2846 — angezogenen Richt- 
linien vom 31. März 1954 (Bundesanzeiger Nr. 
68 vom 7. April 1954) als nicht ausreichend 
erscheinen lassen? 


35. Abgeordneter Ist die Bundesregierung, falls sie dieser Mei- 
Kühn nung ist, bereit, ernsthaft die Notwendigkeit 

(Hildesheim) weiterer Maßnahmen wie z. B. die in der Klei- 
nen Anfrage auf geführten zu prüfen? 


36. Abgeordneter 

Kühn 

(Hildesheim) 


Ist die Bundesregierung bereit, Auskunft dar- 
über zu geben, wie die in der Antwort auf die 
Kleine Anfrage — Drucksache V/2846 — an- 
gesprochenen „ geplanten Bevorzugungen" , die 
m. E, keine Bevorzugimg sondern notwendi- 
ger Ausgleichung von Nachteilen sind, konkret 
aussehen sollen? 
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37. Abgeordneter 

Dr. Huys 


38. Abgeordneter 

Dr, Huys 


39. Abgeordneter 

Westphal 


40. Abgeordneter 

Westphal 


41. Abgeordneter 
Westphal 


42. Abgeordneter 

Dr. Apel 


43. Abgeordneter 

Dr. Apel 


44. Abgeordneter 

Dr. Apel 


Wann ist mit weit ergehenden Maßnahmen zur 
Förderung der Wirtschaft im Zonenrandgebiet 
zu rechnen? 

Ist die Bundesregierung mit mir der Meinung, 
daß die Zonenrandsituation, die in allen Bun- 
desländern gleich ist, auch für alle Bundes- 
länder gleiche Förderungsmaßnahmen erfor- 
derlich macht? 

Trifft es zu, daß das Abfindungsgeld für Ar- 
beitnehmer des Steinkohlenbergbaues nach 
den Bundesrichtlinien vom 14. Juli 1967 bzw. 
nach dem jetzt inkrafttretenden Kohleanpas- 
sungsgesetz nur dann an die betroffenen Ar- 
beitnehmer von den Arbeitsämtern ausgezahlt 
wird, wenn der nach § 18 der Richtlinien der 
Montanunion vom Unternehmen gestellte An- 
trag auf Anerkennung einer Maßnahme zur 
endgültigen Stillegung eines Steinkohlenberg- 
werks genehmigt worden ist?» 

Ist sich die Bundesregierung darüber im kla- 
ren, daß bei Anwendung des in Frage 39 
dar gestellten Verfahrens der anspruchsberech- 
tigte Arbeitnehmer monatelang auf das Abfin- 
dungsgeld warten muß, wenn aus Gründen, 
die beim Unternehmen, bei der deutschen Ver- 
waltung oder bei der Verwaltung der Euro- 
päischen Gemeinschaften in Brüssel (also nicht 
beim Arbeitnehmer) liegen, die erforderliche 
Genehmigung verzögert oder nicht erteilt 
wird? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
die anspruchsberechtigten Arbeitnehmer, die 
ihren Arbeitsplatz im Steinkohlenbergbau 
durch Stillegungsmaßnahmen zum oder nach 
dem 31. März 1967 verloren haben, unverzüg- 
lich in den Besitz des ihnen zugedachten Ab- 
findungsgeldes zu bringen? 

Sind die mit der Aufhebung der Zinsverord- 
nung eingetretenen Konsecjuenzen im Gefüge 
der Soll- und Haben-Zinsen der Banken imd 
Sparkassen der Bundesrepublik Deutschland in 
Übereinstimmung mit den ursprünglich von 
der Bundesrepublik Deutschland damit ge- 
wollten Ergebnissen? 

Ist dadurch bei den Sollzinsen eine stärkere 
Differenzierung entsprechend der wirtschaft- 
lichen Stärke der einzelnen Bankkunden ein- 
getreten? 

Ist dadurch eine größere Reagibilität des Zins- 
niveaus auf die wirtschaftlichen Wechsellagen 
und auf Grund des Wettbewerbs im Banken- 
apparat selbst zu verzeichnen? 


6 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksadle .V/2936 


Gesdiäitsbereidi des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

45. Abgeordneter Weldie Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 

Höraui rung, um Erleichterungen im kleinen Grenz- 

verkehr für im Ausland wohnhafte Mitglieder 
grenznaher deutscher Himdesportvereine be- 
züglich § 1 der Verordnung über die Einfuhr 
und die Durchfuhr von Hunden und Hauskat- 
zen vom 20. Dezember 1967 (BGBl. I S, 1242) 
zu schaffen? 

46. Abgeordneter Trifft es zu, daß nach dem Verordnungsent- 

Porsdi wurf der EWG-Kommission für Gemein- 

schaftsprogramme als bayerische Schwerpunkt- 
gebiete für Molkereiwirtschaft lediglich Ober- 
bayem und Schwaben vorgesehen sind? 

47. Abgeordneter Was soll aus den bäuerlichen Betrieben in der 

Forsch Oberpfalz werden, die gerade in den vergan- 

genen Jahren, nicht zuletzt auf Anraten der 
verantwortlichen Politiker, erhebliche und er- 
folgreiche Anstrengungen unternommen ha- 
ben, eine leistungsfähige Milchviehhaltung 
aufzubauen? 

48. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Aus- 

Budde Wirkungen des von der EWG-Kommission aus- 

gearbeiteten „Vorschlags einer Verordnung 
über die gemeinsame Marktorganisation für 
Verarbeitungserzeugnisse aus Obst und Ge- 
müse" auf die Verbraucherpreise, namentlich 
bei Produkten, deren Nachfrage die EWG- 
Länder nur zu einem kleinen Teil aus eigener 
Produktion decken können? 

49. Abgeordneter Trifft die Befürchtung zu, daß bei solchen in 

Budde Frage 48 — erwähnten Konserven — etwa 

Champignons, US-Pfirsiche und Ananas — mit 
einer Preissteigerung von 50®/o bis lOOVo ge- 
rechnet werden muß? 

50. Abgeordneter Ist der extreme Außenschutz, den der in Fra- 

Budde ge 48 erwähnte Vorschlag der EWG-Kom- 

mission gegenüber Drittländer vorsieht, nach 
Auffassung der Bundesregierung mit den Be- 
stimmungen des EWG-Vertrages vereinbar, 
der sowohl die preisgünstige Versorgung der 
Verbraucher mit Nahrungsmitteln als auch die 
Pflege der traditionellen Handelsbeziehungen 
zu den bisherigen Lieferländern verlangt? 

51. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die erforder- 

Fritsch liehen Schritte zu unternehmen, um die Gebiete 

(Deggendorf) des Bayerischen und Oberpfälzer Waldes als 

Schwerpunktgebiete der Milchwirtschaft in der 
EWG anerkannt zu erhalten? 
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52. Abgeordneter Wie kommt es, daß laut General-Anzeiger für 
Meiies Bonn und Umgegend vom 23. Mai 1968 die 

Bundesrepublik Deutschland von 1962 bis 1968 
rund 2,7 Milliarden DM in den EWG-Agrar- 
fonds eingezahlt und nur etwa 1,4 Milliarden 
DM zurüdcerstattet bekommen hat, wogegen 
Frankreich und die Niederlande etwa das 
UAfache ihrer Einzahlung zurückerstattet be- 
kommen haben? 


53. Abgeordneter Trifft es zu, daß sich die Bundesregierung wei- 
Lautenschlager gert, die von der EWG im Rahmen der Ken- 
nedy-Runde übernommenen Verpflichtungen 
für eine gemeinschaftliche Nahrungsmittelhilfe 
an die Entwicklungsländer auch gemeinsam 
durchzuführen? 


54. Abgeordneter Will die Bundesregierung in dieser Frage an 
Lautensdilager der nationalen Hilfe festhalten, obwohl es sich 
hierbei um einQ Gemeinschaftsverpflichtung 
der EWG handelt imd obwohl die EWG-Ge- 
treideüberschüsse ab 1. Juli 1968 gemein- 
schaftlich verwaltet und aus dem EWG-Agrar- 
fonds finanziert werden? 


55. Abgeordneter Ist als Folge der innenpolitischen Ereignisse 

Lautensdilager in Frankreich mit Auswirkungen auf die be- 

vorstehenden Verhandlungen und Beschlüsse 
innerhalb der EWG, etwa über den gemein- 
samen Milchmarkt, das Inkrafttreten der Zoll- 
union zum 1. Juli 1968 oder in den Beitritts- 
fragen, zu rechnen? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


56. Abgeordneter Welche Hinweise auf die Notwendigkeit einer 
Kubitza regelmäßigen sportlichen Betätigung von Be- 

rufsschülern haben die Untersuchungen nach 
dem Jugendarbeitsschutzgesetz ergeben? 


57. Abgeordneter 
Weigl 


Wie hat sich in den letzten Jahren die Be- 
schäftigung von Gastarbeitern im Ruhrberg- 
bau entwickelt? 


58. Abgeordneter 
Fritsch 
(Deggendorf) 


Ist der Bundesregierung bekaimt, daß die Zahl 
der Unfälle bei Landwirten und deren Be- 
schäftigten, insbesondere bei Kindern und 
Jugendlichen, durch die Verwendung moto- 
risierter Arbeitsgeräte, vor allem bei land- 
wirtschaftlichCTi Schleppern, in den letzten 
Jahren stark zugenommen hat? 


8 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksadle V/2936 


59. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die in der 
Fritsch Presse wiedergegebenen Feststellungen des 

(Deggendorf) bayerischen Staatsministers für Arbeit und 

soziale Fürsorge, „die Bundesanstalt für Ar- 
beitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 
habe zu wenig Verständnis für die besonderen 
wirtschaftlichen und sozialen Belange Ost- 
bayerns gezeigt"? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


60. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß häufig 
Dr. Ritz durch die Einberufung junger Landwirte zu 

Wehrübungen während der Arbeitsspitzen in 
der Landwirtschaft landwirtschaftliche Betriebe 
vor sehr große Schwierigkeiten gestellt wer- 
den? 


61. Abgeordneter Ist die Bundesregierung in der Lage, die Ein- 

Dr. Ritz Berufung junger Landwirte zu Wehrübungen 

auf die Monate November bis Februar zu be- 
schränken? 

62. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 

Hörauf rung, um die Versprechungen einlösen zu kön- 

nen, langdienende Unteroffiziere auf Zeit, die 
sich auf 12 Jahre und mehr verpflichtet haben, 
in der Bundeswehrverwaltung unterzubringen? 

63. Abgeordneter Wie hoch ist im Jahre 1968 und in den kom- 

Hörauf menden Jahren die Zahl der in der Bundes- 

wehrverwaltung unterzubringenden Soldaten? 

64. Abgeordneter Wie viele Angehörige der Unteroffizierslauf- 

Bedcer bahn gibt es im Augenblick in der Bundes- 

wehr? 

65. Abgeordneter Wie ist also das Verhältnis der Unteroffiziere 

Becker zu den Wehrpflichtigen? 

66. Abgeordneter Wie viele Unteroffiziere fehlen nach Meinung 

Bedcer des Bundesverteidigungsministeriums noch? 


67. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
Dr. Imle rung, um Kommandanten von Kriegsschiffen 

vor Rechtsfolgen zu bewahren, wenn nach Auf- 
fassung der zuständigen Zollverwaltung Kan- 
tinenwaren unberechtigt aus dem Zollver- 
schluß entnommen sein sollen? 
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68. Abgeordneter 

Dr. Imle 

69. Abgeordneter 

Forsch 


70. Abgeordneter 

Ollesch 


71. Abgeordneter 

Gottesleben 


72. Abgeordneter 

Gottesleben 


73. Abgeordneter 

Gottesleben 


74. Abgeordneter 

Fellermaier 


75. Abgeordneter 

Jung 


76. Abgeordneter 

Jung 


Ist die Bundesregierung in solchen Fällen ver- 
pflichtet, den Rechtsschutz zu übernehmen? 

Wird die Luftwaffe ihre Bombenwurfübungen 
auf dem Übungsplatz Siegenburg in der Holle- 
tau fortsetzen, nachdem erst jetzt wieder nach 
Presseberichten eine Bombe neben einer arbei- 
tenden Bäuerin in einem Hopfengarten ein- 
schlug? 

Welche Gründe haben das Bundesverteidi- 
gungsministerium veranlaßt, den Schülerzei- 
tungen keine Werbeanzeigen für die Bundes- 
wehr mehr zukommen zu lassen? 

Trifft es zu, daß im Instandsetzungs-Bataillon 
962 St. Wendel-Saar rund 100 Planstellen für 
Zivilbeschäftigte unbesetzt sind, obwohl über 
300 Bewerbungen vorliegen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß in dem 
in Frage 71 erwähnten Teil des Saarlandes 
die Arbeitslosenquote über dem Bundesdurch- 
schnitt liegt? 

Ist die Bundesregierung bereit, möglichst 
schnell Einstellungen vorzunehmen und so mit- 
zuhelfen, die schweren Folgen der Zechenstill- 
legungen zu beheben? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Anord- 
nung des Kommandeurs der Kampftruppen- 
schule 1 in Hammeiburg sofort aufzuheben, 
daß Jugendgruppen, die dem Bayerischen Ju- 
gendring angehören, die Bundeswehrturnhalle 
nicht benutzen dürfen, da der Bayerische Ju- 
gendring in seiner 1947 beschlossenen Satzung 
in der Präambel den Zwang zum Waffendienst 
abgelehnt hat? 

Trifft es zu, daß auf dem Flugplatz Erding 
Ersatzteile für nicht mehr in der Bundeswehr 
eingesetzte Flugzeuge im Wert von über 40 
Millionen DM verbrannt sind? 

Welche Konsequenzen bezüglich der Beschaf- 
fung von Ersatzteilen für in absehbarer Zeit 
auslaufende Fiugzeuggenerationen, insbeson- 
dere bezüglich ihrer Verwaltung, werden da- 
raus gezogen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


77. Abgeordneter Wie ist das wirtschaftliche Ergebnis des Ver- 
Graaff suchs der Deutschen Bundesbahn bis 30. April 

1968, Fahrgästen über 65 Jahre 50% Fahr- 
preisermäßigung zu gewähren? 
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78. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, bei der Deut- 
Graaff sehen Bundesbahn darauf hinzuwirken, daß 

diese interessierten kommunalen oder sonsti- 
gen Nahverkehrsunternehmen auf Anforde- 
rung den Erfahrungsbericht über diese Aktion 
überläßt? 

Zu welchem Ergebnis haben die Prüfungen ge- 
führt, ob und inwieweit eine Beleuchtung auf 
der Bundesautobahn Frankfurt — Wiesbaden in 
der ganzen Länge oder wenigstens strecken- 
weise möglich und notwendig wäre? 

80. Abgeordneter Ist wegen gewisser Unzuträglichkeiten im 

Erhard Fahrschulwesen mit der Vorlage eines Geset- 

(Bad Schwalbach) zes zu rechnen, das eine hinreichende Kon- 
trolle der Fahrschulen ermöglicht? 

81. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, über eine 

Erhard Gesetzesvorlage die Einführung einer zweiten 

(Bad Schwalbach) Fahrlehrer- oder einer Fahrschulprüfung? 

82. Abgeordneter Stimmt die Bundesregierung mit der vom Han- 

Erhard seatischen Oberlandesgericht vertretenen An- 

(Bad Schwalbach) sicht überein, daß die Einführung einer Gebüh- 
renordnung für Fahrschulen zweckmäßig sei? 

83. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Mög- 

Dr. Imle lichkeit, alle berufsmäßigen Ferrilastfahrer aus 

Gründen einer größeren Sicherheit auf den 
Straßen in bestimmten Zeitabständen (Ein- 
oder Zweijahresturnus) einer ärztlichen Pflicht- 
untersuchung zu unterwerfen? 

84. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Bundesregierung ähnlich 

Strohmayr wie die Rentnerreisen auch verbilligte Fami- 

lienreisen einräumen will, wie dies in anderen 
europäischen Ländern, besonders in der 
Schweiz, gehandhabt wird? 

85. Abgeordneter Kann mit diesen in Frage 84 erwähnten Fahr- 

Strohmayr Preisermäßigungen für Familienreisen schon 

für die diesjährige Feriensaison gerechnet 
werden? 

86. Abgeordneter Sprechen nach Ansicht der Bundesregierung Fragesteller hat sich mit 

Dr. Rinsche irgendwelche wirtschaftlichen oder sonstigen schriftlicher Beantwortung 

Sachargumente für die im Gespräch stehende einverstanden erklärt. 
Verlagerung bzw. funktionale Einschränkung 
des Bundesbahnbetriebswerkes Hamm? 

87. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Ansicht von Fragesteller hat sich mit 

Dr. Rinsche Fachleuten, daß die Freisetzung oder Um- schriftlicher Beantwortung 

Setzung von zahlreichen ortsgebundenen Ar- einverstanden erklärt. 

beitskräften des Bundesbahnbetriebswerkes 

Hamm vermieden werden kann, wenn — als 

Ersatz für die verlagerten Diesellokomotiven 

und den Wegfall der Dampflokomotiven — 

die Wartung und Instandsetzung von E-Loko- 

motiven beim Bundesbahnbetriebswerk Hamm 

vorgenommen wird? 


79. Abgeordneter 

Sdimitt- 

Vockenhausen 
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88. Abgeordneter 

Dr. Rinsche 


89. Abgeordneter 

Geldner 


90. Abgeordneter 

Ollesch 


91. Abgeordneter 

Ollesch 


92. Abgeordneter 

Ramms 


93. Abgeordneter 

Ramms 


94. Abgeordneter 

Ramms 


95. Abgeordneter 

Dr. Mommer 
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Wie beurteilt die Bundesregierung in diesem 
Zusammenhang den Grundsatz, daß funktions- 
fähige Leistungseinheiten von hochqualifizier- 
tem Personal und modernsten Einrichtungen 
nicht ohne schwerwiegende Gründe aufgelöst 
oder zerstückelt werden dürfen? 


Wie steht die Bundesregierung zu dem Vor- 
schlag, Mindestgeschwindigkeiten auf Bun- 
desautobahnen und Bundesfernstraßen einzu- 
führen? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die holz- 
verarbeitende Industrie im Ruhrgebiet infolge 
der durch das Bundesverkehrsministerium mit 
Wirkung vom 1. April 1968 erlassenen Be- 
schränkung der Lizenzen für den Lkw-Waren- 
transport wegen ausbleibender Rohstoffe teil- 
weise in Lieferverzug geraten ist und sogar 
Arbeitskräfte entlassen mußte, obwohl genü- 
gend Aufträge vorliegen? 


Ist die Bundesregierung der Meinung, daß die 
Mehrkosten ohne weiteres verkraftet werden 
können, die darauf zurückzuführen sind, daß 
die Verlagerung der bisherigen Lkw-Transpor- 
te auf die holländische und deutsche Eisen- 
bahn, bedingt durch die mehrfach gebrochene 
Fracht, den Festmeter Rundholz um mindestens 
16 DM verteuern? 


Bereitet die Bundesregierung die Einführung 
sogenannter Richtsatzgeschwindigkeiten auf 
Bundesautobahnen und -femstraßen vor? 


Ist der Bundesregierung bekannt, worauf es 
zurückzuführen ist, daß es in Nordrhein-West- 
falen im Jahr 1967 erheblich weniger Unfälle, 
Tote und Verletzte im Straßenverkehr gab als 
1966, während die entsprechenden Zahlen im 
Bundesdurchschnitt um 4Vo bis 8Vo gestiegen 
sind? 


Was hat die Bundesregierung unternommen, 
um darauf hinzuwirken, daß auch an deutschen 
Universitäten verkehrswissenschaftliche Insti- 
tute eingerichtet werden? 


Wie benutzt die Bundesregierung die durch 
den Europarat und die EWG gegebenen Mög- 
lichkeiten, um darauf hinzuwirken, daß sich 
in allen europäischen Ländern im grenzüber- 
schreitenden Verkehr mit Personenkraftwagen 
der Besitz einer grünen Versicherungskarte 
erübrigt und zur Bekämpfung des Diebstahls 
von Automobilen in allen Ländern der Kraft- 
fahrzeugbrief eingeführt wird? 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 
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96. Abgeordneter Wie steht die Bundesregierung zu den Erwä- 

Mertes gungen der kommunalen Spitzenverbände, die 

Parkuhrgebühren für 30 Minuten von 10 Pfen- 
nig auf 1 DM zu erhöhen? 

97. Abgeordneter Warum wird der Bau der Rheinbrücke zwi- 

Dröscher sehen Bingen und Rü desheim/Geisenheim nicht 

schneller vorwärtsgetrieben? 

98. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Deutsche Bundesbahn be- 

Dröscher absichtigt, trotz der in diesem Raum ohnehin 

vorhandenen wirtschaftsstrukturellen Schwie- 
rigkeiten den Zugverkehr auf der Glanstrecke 
(Bad Kreuznach ■ — Kaiserslautern) erheblicäi 
einzuschränken und später ganz einzustellen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
das Post- und Fernmeldewesen 

99. Abgeordneter Gibt es für den Reisedienst der Deutschen 
^ Graaff Bundespost ähnliche Überlegungen wie bei 

der Deutschen Bundesbahn, um mit Hilfe von 
preislichen Vergünstigungen in verkehrsarmen 
Zeiten zusätzliche Fahrgäste zu gewinnen? 

100. Abgeordneter Kann die Bundesregierung mitteilen, durch 

Dr. Marx Vven deutsdispi adlige Sendungen des tsche- 

(Kaiserslautern) choslowakischen Rundfunksenders Usti Nad 

Labern gestört werden? 

101. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, in welchen 

Dr. Marx europäischen Ländern gegenwärtig Störsender 

(Kaiserslautern) in Betrieb sind und welche Sendungen welcher 

Sender dadurch unverstehbar gemacht werden 
sollen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Wohnungswesen und Städtebau 

102. Abgeordneter Welche Eingriffe in das Eigentumsrecht an 

Geldner Grund und Boden, über die sowohl der Bun- 

desinnenminister am 20. Februar 1968 in Of- 
fenbach vor der CDU als auch der Bundes- 
wohnungsbauminister auf dem Nürnberger 
SPD-Parteitag und danach wiederholt gespro- 
chen haben, plant die Bundesregierung in ab- 
sehbarer Zeit? 

103. Abgeordneter Was haben die vom Bundeswohnungsbaumini- 

Geldner ster vor mehr als einem Jahr angekündigten 

Gespräche über den Entwurf eines Städtebau- 
förderungsgesetzes mit den Ländern ergeben? 
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104. Abgeordneter Weldie Maßnahmen gedenkt die Bundesre- 
Wurbs gierung zu ergreifen, um die bisherige un- 

zweckmäßige Regelung zu ersetzen, die den 
Wohnungstausch des hinterbliebenen Ehegat- 
ten eines Bundesbediensteten mit einem an- 
deren Bundesbediensteten verhindert, weil 
die Hinterbliebenen nidit in eine andere — in 
der Regel kleinere — Bundeswohnung einzie- 
hen dürfen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Familie und Jugend 


105. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, vor der noch 

Hauck im Jahre 1968 erforderlichen Neuberufung der 

Mitglieder des Bundesjugendkuratoriums die 
Geschäftsordnung dieses Beratungsgremiums 
so zu ändern, daß das Bundesjugendkurato- 
rium ein Initiativrecht erhält, um seine Tages- 
ordnung selbst zu bestimmen und seine Ar- 
beitsergebnisse selbst der Öffentlichkeit be- 
kanntzumachen? 

106. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, dem Bundes- 

Hauck jugendkuratorium eine eigene Geschäftsfüh- 

rung zu ermöglichen, die vom Bundesfamilien- 
minister finanziert wird, aber nicht von dessen 
Weisungen abhängig ist? 

107. Abgeordneter Welche Absichten hat die Bundesregierung 

Hauck über die in den Fragen 105 und 106 ange- 

sprochenen Probleme hinaus zur Reform der 
Geschäftsordnung oder der Zusammensetzung 
des Bundesjugendkuratoriums? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Gesundheitswesen 


108. Abgeordnete Trifft es zu, daß das Bundesgesundheitsmini- 

Frau Mönikes sterium Giftinformationszentren einrichten 

will, um Vergiftungen mit Haushaltschemika- 
lien, vor allem bei Kindern, schnell behandeln 
zu können? 

109. Abgeordnete Bei Bejahung der Frage 108, wo bestehen sol- 

Frau Mönikes che Zentren? 

110. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, welche Bun- 

Kubitza desländer eigene Gesetze und Verordnungen 

zum Schutz gegen Fluglärm haben? 
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111. Abgeordnete 
Frau Dr. Heuser 


112. Abgeordnete 

Frau Dr. Heuser 
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Trifft es zu, daß internationale Bestrebungen 
im Gange sind, um zu einheitlichen Höchst- 
mengenverordnungen von Pestiziden in oder 
auf Lebensmitteln zu kommen? 


Trifft es zu, daß insbesondere die USA daran 
interessiert sind, den deutsdien Verordnungs- 
geber zu einer Erhöhimg der deutschen Höchst- 
werte zu bestimmen? 


Bonn, den 24. Mai 1968 
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